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Vernehmlassung des Regierungsrats des Kantons Zug z um Entwurf des Bundesgesetzes 
über die im Ausland erbrachten Sicherheitsdienstlei stungen BAPS 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 12. Oktober 2011 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen, bis zum 
31. Januar 2012 zum Entwurf des Bundesgesetzes über die im Ausland erbrachten Sicher-
heitsdienstleistungen BAPS Stellung zu nehmen. 
 
Der Regierungsrat des Kantons Zug stimmt dem Gesetzesentwurf sowie dessen Zielsetzung, 
die von der Schweiz aus im Ausland erbrachten privaten Sicherheitsdienstleistungen zu regeln, 
zu. Im erläuternden Bericht wird zutreffend darauf hingewiesen, der Gesetzesentwurf trage zur 
Gewährleistung der inneren und äusseren Sicherheit der Schweiz und zur Wahrung der Neut-
ralität bei und stärke die Einhaltung des Völkerrechts. Der Regierungsrat begrüsst im Hinblick 
auf diese Zielsetzung ausdrücklich, dass bestimmte Tätigkeiten wie insbesondere die unmittel-
bare Teilnahme an Feindseligkeiten gesetzlich generell verboten werden sollen und über die 
Meldepflicht auch ein System mit Verboten vorgesehen ist, die von der zuständigen Bundesbe-
hörde in konkreten Fällen verhängt werden können. 
 
Mit dem erwähnten Verbot, der vorgesehenen Meldepflicht für von der Schweiz aus erbrachte 
Sicherheitsdienstleistungen und den geplanten administrativen und strafrechtlichen Sanktionen 
liegt ein Gesetzesentwurf vor, der die Sicherheitsinteressen der Schweiz und des Kantons Zug 
sowohl im Ausland als auch im Inland stärkt. Sowohl die Möglichkeit der Verwicklung der 
Schweiz und ihrer Interessen in ausländische Konflikte als auch das Risiko von terroristischen 
"Vergeltungsmassnahmen" auf Schweizer Boden werden durch die geplante Regulierung ver-
mindert. 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen des Vernehmlassungs-
verfahrens. 
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Freundliche Grüsse 
Regierungsrat des Kantons Zug 
 
 
 
Matthias Michel Tobias Moser 
Landammann Landschreiber 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kopie an: 
- jonas.amstutz@bj.admin.ch 
- Zuger Bundesparlamentarier 
- Sicherheitsdirektion (2) 
 


